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Klein, Justizbeschäftigte (mD)
109 C 36_/17als Urkundsbeamtin der

Landgericht Aachen

IM  VOLKES

Urteil

In dem Rechtsstreit

des Herrn Stanislaw Fadrowski, handelnd unter Stanislaw Fadrowski Auto Details,

Ventstraat 17, 23810 Weelde, Belgien,
(

Klägers und Berufungsklägers,_

Prozessbevollmächtigte:Rechtsanwälte BS LEGAL Rechtsanwälte,
_

Dürener Straße 270, 50935 Köln,,

gegen

Jacobs Automobile Laurensberg GmbH & Co. KG, vertr. d. d. pers. haft.

Gesellschafterin, Henricistr. 29, 52072 Aachen,
' Beklagte und Berufungsbeklagte,

Prozessbevollmächtigte:Rechtsanwälte Bürrig.Kanand.Willms., Rotter'
'

Bruch 4, 52068 Aachen,

hat die 6. Zivilkammer des Landgerichts Aachen

auf die mündliche Verhandlung vom 31.08.2018

durch die Präsidentin des Landgerichts Fleischer, die Richterin am Amtsgericht Vuia

und den Richter am Landgericht Berkenhaus

für Recht erkannt:



Auf die Berufung des Klägers wird das am 03.01.2018 verkündete Urteil des

Amtsgerichts Aachen (109 C 36117) wie folgt abgeändert und neu gefasst:

Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 4.310,93 EUR nebst Zinsen hieraus

in Höhe von fünf Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem

04.09.2016 zu zahlen.

Die Kosten des Rechtsstreits trägt die Beklagte.

Das Urteil ist vorläug vollstreckbar.

%

WegendertatsächlichenFeststellungenwirdzunächstzurVermeidungvon

Nederholungen gemäß 5 540 ZPO auf den Tatbestand des angefOChtenenUrteils

Bezug genommen.

Das Amtsgericht hat die Klage abgewiesen. Dem Kläger sei es nicht gelungen, der

BeklagteneineNebenpichtverletzungineinem
unternehmensbezogenenVertrag

nachzuweisen.lmAusgangspunktfolgedasGerichtdemKlägermitder

Entscheidung des Oberlandesgerichts Brandenburg (GI 2007, 123 ff.) darin, dass im

AusweisvontatsächlichnichtangefallenerUmsatzsteuerineinerRechnungdie

VerletzungeinervertraglichenNebenpichtliege,welchezueinem

Schadensersatzanspruchführenkönne. .Voraussetzungfüreine

Umsatzsteuerbefreiungwäreabergewesen,dassimstreitgegenstähdlichen

Fahrzeugkauf eine innergemeinschaftliche Lieferung gemäß55 4 Z.1b), 6a UStG,

17a UStDV vorgelegen habe. Konkret habe es sich beim Kläger als Käufer gemäß 5



6 a Abs.1Z. 2 a) UStG deshalb um einen Unternehmer handeln müssen, welcher

den Gegenstand der Lieferung für sein-Unternehmen erworben habe. Nur dann hätte

dieBeklagtekeineUmsatzsteuerausweisendürfen.Füreinederartige

PichtverlétzungseideshalbderKlägerbeweispichtig.DiesenBeweisfürein

unternehmen$bezogenesGeschäfthabederKlägernichtgeliefert.ImErgebnis

stehe nämlich. aufgrund der Sprachprobleme des Klägers nicht fest, dass es diesem
‘

gelungensei,seinenWunschnach einemunternehmensbezogenenGeschäft
.

hinreichendklar auszudrücken. ' _

Der Kläger verfölgt mit der Berufung seinenursprünglichenKlageantraggegen die

Beklagteweiter.ZurBegründungwirdausgeführt,dassdieEntscheidungdes

Amtsgerichts sich schon insoweit als fehlerhaft darstelle, als es den Beweis einer aus

objektivérSichterklärtenunternehmensbezogenenLeistungnichtalserbracht

ansehe.DieserergebesichauseinerReihefeststehenderobjektiverkennbarer
Umstände. So sei beispielsweise seine Firma sowohl im Kaufvertrag als auch in der

.

streitgegenständlichen Rechnung aufgenommen werden. Auch liegen Fehler bei den

Tatsachenfeststellungen vor, wonach eine erneute Beweisaufnahme notwendig sei.

DieBeklagte seinichtnur zum Schadensersatz verpichtet,weilsiediePicht zur

Ordnungsgemäßen Rechnungsstellung verletzt habe. Es liege auch eine Verletzung

derPichtzurRechnungsberichtigungvor.FernerhabeereinenAnspruchaus

ungerechtfertigterBereicherung.Schließlichhabedas Amtsgerit:ht auchformelles

Rechtverletzt, da es erheblichen Vortrag des Klägers nicht berücksichtigt habe.

Der Kläger beantragt,

.

unter Abänderung des Urteils des Amtsgericht Aachen vom 03.01.2018 "(109

C 36/17)dieBeklagte zuVerurteilen‚an“ ihn 4.310,93 EURnebst Zinsenin

Höhevon fünf Prozentpunktenüber dem jeweiligenBasiszinssatzsei dem

04.09.2016 zu zahlen;

hilfswéisedasvorgenahnte-Urteilaufzuhebenund"andesErstgericht
'

'

zurückzüverweisen;

die Revision nach 5 543 Abs. 1Nr. 1 ZPO zuzulassen.



Die Beklagte verteidigt das angefochtene Urteil und beantragt,

die Berufung zurückzuweisen.

Die Berufung ist begründet.

Es kann offénbleiben, ob dem Kläger einSchadensersatzanspruch aus 5 280 Abs. 1

BGBzusteht.Dennjedenfalls -hat- ergegendieBeklagteeinenAnspruchauf

RückzahlungdesUmsatzsteuéranteilsinHöhevon4.310,93EURaus

ungerechtfertigterBereicherung gemäß5812Abs.1S.1Alt.1BGB zuzüglich

Verzugszinsen (vgl. zur Anspruchskonkurrenz Wendehorst, in: Beck0K BGB, Stand:

01.11.2017, 5 812 Rn. 74 m. w. N.):

Die Voraussetzungen der Leistungskondiktion aus 5 812 Abs.1S.1Alt. 1 BGB sind

erfüllt,daderKlägernachrichtigemVerständnisderzwischendenParteien

getroffenenAbsprachenurbeiBesteheneinerSteuerschuldzurZahlungder

Umsatzsteuer verpichtet war.

Nach Art. 10 Abs. 1 Rom II-VO ist auf die vom Kläger geltend gemachte Forderung

deutschesRechtanwendbar.DerAnspruchaufAusgleichungerechtfertigter

BereicherungergibtsichauseinemzwischendenParteiengeschlossenen

Kaufvertrag, auf den nach Art. 4 Abs.1lit. a) Rom l-VO ebenfalls deutsches Recht

Anwendung ndet.



5

DerKlägerhatdenUmsatzsteueranteilinHöhevon4.310,93EURohne

Rechtsgrund geleistet.

Gegenüber der Beklagtenverpichtetesichder Kläger zur Zahlung von22.689,08

EUR zuzüglich 19% an Umsatzsteuer. Diese Absprache ist gemäß 55 133, 157 BGB

nach Treuund Glauben mit Rücksicht auf die Verkehrssitte so zu verstehen, dass

der Umsatzsteueranteilnur danntatsächlichanfällt. .geschuldet wird, wenn er auch

JedesandereErgebniswidersprichtdeninteressenderParteien.DieBeklagte

konnteallenfalls22.689,08EURausdemKauf vom27.08.2015erzielen.Der
Steueranteil ist nämlich in jedem Fall an das Finanzamt abzuführen und kann mithin

aus steuerrechtlichen Gründen nicht im Vermögen der Beklagten verbleiben.In der

Konstellation, dass die Umsatzsteuer ausnahmsweise nicht geschuldet wird,ist das

Interesse, den nicht abzuführenden Steueranteil endgültig zu behalten und auf diese

WeisedieRentabilitätdes
Geschäfts

zuerhöhen,nichtschutzwürdig.Aufder .

anderenSeitedarfderKlägerdamitrechnen,dieUmsatzsteuerim Wegedes

Vorsteuerabzugs wieder auszugleichen. Um diese Möglichkeit ist der Kläger im Fall
derfehlendenSteuerbarkeitdesUmsatzesberaubt.Eswidersprächedem

berechtigenInteressedesKlägers,ihnauchbeifehlenderSteuerbarkeitdes

Umsatzes an der Zahlung der Umsatzsteuer festzuhalten (OLG Saarbrücken, NJOZ

2010, 88 f.; vgl. auch KGBerlin,Urteil v. 24.08.1998 — 8 U8974/96zitiert nach —‚

juris Rn. 54).

Die" UmsatzsteueristimvorliegendenFallauchtatsächlichnichtangefallen.Die

fehlendeSteuerbarkeitdesUmsatzesnach54UStGistzubejahen,da_ eine
>innergemeinschaftlicheLieferunggemäß56aUStGverlag.Daruntersind

Lieferungenzuverstehen,beidenender(inländische)Unternehmerodersein

AbnehmerdenGegenstandderLieferungindasübrigeGemeinschaftsgebiet

befördertoderversendetundderAbnehmereinUnternehmerist,derden

LiefergegenstandfürseinUnternehmenerworbenhat. Zudem muss gemäß 5 6a

Abs. 1S.1Nr. 3 UStG der Erwerb des Gegenstandes der Lieferung'beim Abnehmer

ineinemanderenMitgliedsstaatdenVorschriftenderUmsaübesteuerung '

(Emerbsbesteuerung) unterliegen.



Die Voraussetzungen einer innergeme‘inschaftlichenLieferungsind erfüllt. Auch das

zwischen denParteienim Streit stehende unternehmensbezogene Geschäft ist zu

bejahen. Das Amtsgericht hat die Anforderungen an diese steuerrechtliche Vortrage

nachAnsicht der Kammerüberspannt.Der Klägerhat gegenüberderBeklagten
seinenWunschKauffürseinUnternehmenhinreichendklar zum

Ausdruck gebracht. Die Züordnung eines Gegenstandes zum Unternehmen erfordert

lediglicheinedurchBeweisanzeichengestützteZuordnungsentscheidungdes

Unternehmers bei Anschaffung,Herstellung oder Einlage des Gegenstandes (BFH,
Urteilv.31.01.2002 — V R 61/96zitiert nach -‚jurisRn.26).DieseEntscheidung
lässtsichwie jinnere Vorgangeines Menschennur anhandobjektiv
erkennbarer äußerer Umstände feststellen (FG Münster,Urteil v. 21.01.2001 — 15 K

3897/99 uzitiert nach juris Rn. -,13).

AusgehendvondiesensteuerrechtlichenGrundsätzensprachhierallesfürein

unternehmensbezogenesGeschäft.DieRechnung War andieFirmadesKlägers
adressiertundwurdediesempersönlichübergeben.AufderRechnungwurde

nachträglich per Handschrift die Umsatzsteuernummer des Klägers ergänzt.Bereits

diese Re(:hnung _ist ein gewichtiges Indiz für einen Erwerb im Sinne des 5 6a UStG.

zumaldasBundeszentralamtfürSteuernalleinaufderenBasiseine

innergemeinschaftliche Lieferung angenommen hat. Die Firmen-Adresse des Klägers

fandzudemunstreitigEingangindieKaufvertrags-Urkunde.Fernerstellteder

vorliegende Kauf ein Geschäft dar, das typisch für den Gebrauchhrvagenhandel des

Klägers ist.

ZueineranderenBewertungkämemannurdann,wennderKläger '—wiedie

Beklagtebehauptethat—gegenüberdemZeugenEllinghovenklarund

unmissverständlich geäußert hätte. dass er den VW Passat nur privat nutzen wolle.

' In diesemFallhätteernämlichzumZeitpunktderAnschaffungeineeindeutig
entgegenstehendeZuordnungsentscheidungnachaußenkundgegeben.Den

Nachweis einer solchen Äußerung konnte die für diese Einwendung beweisbelastete

Beklagte jedochnichtführen.Die Aussage des ZeugenEllinghoven warindieser

Hinsichtnichtergiebig,daerkeinekonkretenErinnerungenmehrandie

Vertragsverhandlungen,insbesondereankonkrete Äußerungen desKlägershatte.

An diese Feststellungen des Amtsgerichts ist die Kammer gemäß 5 529 Abs.1Nr.1



ZPOgebunden.EswurdenhierwederkonkreteFehlerwieVerstößegegen

Denkgesetze,ErfahrungssätzeodergegenVenrvertungsverboteaufgezeigtnoch

WidersprücheoderLückeninderentsprechendenBeweiswürdigungdes

Amtsgerichtsdargelegt.ZwarergibtsichausdenprotokolliertenAngabendes

Zeugen nicht, dass er ausdrücklicheinräumte,keine konkreten Erinnerungen mehr

an den streitgegenständlichenKaufvertrag zuhaben.- Allerdings konntesichdieser

nicht einmal daran erinnern, ob der Kläger überhaupt Deutsch konnte und inWelcher

Sprache siesichletztlichunterhielten;Auchhat er bekundet,dass eigentlichnicht

über die Firma des Klägers gesprochen worden sei; er konnte jedoch keine Erklärung

dafür bieten, warum dieFirma sowohlauf der Rechnungals auchimKaufvertrag

aufgeführt wurde. Ferner hat der Zeuge in Bezug auf die Kaufabsichten des Klägers

nur vage angegeben, dass der Kläger das Fahrzeüg für sich habe kaufen und dieser

es selber habe fahren wollen. Aus diesen Gründen hat das Amtsgericht die Aussage

richtig bewertet.

‘

Die Kammer war befugt, eine Entscheidung über diese steuerrechtliche Vorfrage zu

treffen. "UmeinenwirküngsvollenRechtsschutzzugewährleisten, ' sindsolche

Fragestellungen nicht der Prüfung der Zivilgerichte entzogen, sondern grund.8ätzlich

vondiesenselbständigzubeurteilen.Etwasanderesgiltnurdann,wenneine

endgültigeBeurteilung der Steuerfrage auf erhebliche SChwierigkeiten tatsächlicher

oderrechtlicherArtstößtunddamiternsthaftdieGefahrbesteht,dassdie

FinanzbehördendieFrageabweichendvonderEinschätzungderZivilgerichte

beurteilen (BGH, Beschluss v. 10.05.2016 — VIII ZR 179/15zitiert nach juris Rn. 11 —,

m. w. N.; BFH, Urteil v. 30.03.2011—' XI R 5/09zitiert nach juris Rn. 21 —,m. w.N.).

Ein solcher Ausnahmefall liegt hier -- wie sich aus den vorstehenden Ausführungen

ergibt —allerdings nicht vor.

'

Dem Bereicherüngsanspruch kann die Beklagte nicht die Einrede der Entreicherung

(vgl. 5 818 Abs. 3 BGB) entgegenhalten. Dennhat der Bereicherungsschuldner'im

Zusammenhangmitder WeitergabedesErlangteneinenAnspruchgegenDritte

entvorben,bestehtdieBereicherunginsoweitfort.Der Schuldneristgrundsätzlich

zum Wertersatz,nicht zur Abtretung des Anspruchs verpichtet (Sprau,in:Palandt,



BGB,77.Au.2018,5818Rn.44m.w.N.).SoistderFallhier.Dader

gegenständlicheAutokauf tatsächlichumsatzsteuerfreiwar,trafdieBeklagteeine

vertragliche Nebenpicht, die Rechnung gemäß 55 140 Abs.1S.2,17 Abs.1S.1

UStG zuberichtigen, so dass sie dengezahltenUmsatzsteuerbétrag gemäß 5 37
Abs. 2 AO vom Finanzamt erstattet verlangen kann (vgl. BGH,Urteil v. 18.04.2012 —

VIIIZR253/11zitiert —‚nachjurisRn.24).DieerforderlichenNachweisein

buchmäßiger Form nach 55 17a, 17c UStDV hat der Kläger beigebracht. Ausweislich

des Schreibens der belgischen Finanzbehördenvom 23.01.2013 ist dem Kläger seit

dem01.01.2013einebelgischeUmsatzsteuer-Identikationsnummerzugeteilt
worden.DieNummerist‚nochaktiv.DieswirddurchdenBescheiddes

BundeszentralamtesfürSteuernvom25.08.2016(AnlageK3)sowiedurchdie
ebenfalls zur Akte gereichten Auszügeaus dem öffentlichenUnternehmensregister

(Anlage K8) belegt._Femer hat der Kläger der Beklagten eine Kopie derbelgischen

Zulassungsbescheinigung des Fahrzeugs zur Verfügung gestellt,dieals NachWeis

für die Beförderung in das übrige Gemeinschaftsgebiet ausreicht (vgl. @17a„Abs. 3
S. 1Nr. 5 UStDV).»-

Der Anspruch gegenüber demFiskus wäreauchnichtpraktischwertlos.Diesist

nämlichnurderFall,wennderAnspruchuneinbringlichistoderesnachden

Umständen zumindest äußerst schwierig ist, die Forderung durchzusetzen (BGH,a.

a.0.Rn. 25m.w.N.).Hierfür gibt es keine Anhaltspunkte.Im Gegenteilhat die

BeklagtemitSchriftsatzvom04.08.2017betont,durchausbereitzusein,eine

Rechnungskorrektur vorzunehmen.

Schließlich ist weder dargelegt worden noch sonst ersichtlich, dass der Kläger
zum

Zeitpunkt des Kaufs wusste, dass die Umsatzsteuer nicht geschuldet war (vgl. 5 814

BGB).

Der Zinsanspruch rechtfertigt sich aus 5 288 BGB.



'
Die prozessualen Nebenentscheidungen beruhen auf 5 91 ZPO und 55 708 Nr. 10,

713 ZPO 1. v. m._5 26 Nr. 8 EGZPO.

IV.

Gegenstandswert für den ersten und zweiten Rechtszug: 4.310,93 EUR

'

FleischerVuiaBerkenhaus

Beglaublgt

Urkundsbeamter/in der Geschäftsstelle


